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Klägerin und Revisionsklägerin,

gegen

0 o o 0 « o a o o o o o

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 3„ Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 25° Februar 1958

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil

des Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen

vom 28„ September 1955 wird zurückgewiesen„

Die Beteiligten haben einander Kosten des

Revisioneverfahrens nicht zu erstatten°
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G r.? n d„e :

Die Klägerin begehrt die Gewährung von Invalidenrente°
Für sie waren nach den vorliegenden Quittungskarten

Nr" 1 bis Nr° 3 in den Jahren 1941 bis 1952 durch Ver—

wendung von Beitragsmarken insgesamt 229, zum Teil frei—

willige Wochenbeiträge zur Invalidenvers10herung entrich-

tet worden, davon vier Beiträge für die vier Kalender—

wochen vom 1° bis zum 28° Juni 1942" Ausserdem turden
für sie nach einer Arbeitgeberbescheinigung in der Quit—

tungskarte Nr° 1 im Wege des Lohnabzugsverfahrens Renten—

versicherungsbeiträge für die Zeit vom 29; Juni bis

310 Dezember 1942 geleistet. Schliesslich entrichtete

die Klägerin, nachdem sie sich am 18‚ Mai 1953 wegen
verschiedener Leiden in ärztliche Behandlung begeben

hatte, in der am 20" Mai 1953 ausgestellten Quittungs—

karte Nr° 4 weitere 22 freiWillige Wochenbeiträge„ Ihr

Rentenantrag vom 28° Mai 1953 wurde von der beklagten

Landesversicherungsanstalt (LVA‚) abschlägig beschieden‚
auch ihre Klage und Berufung blieben erfolgloso

Das Berufungsgericht geht im Anschluss an eine guta0ht—

liche Stellungnahme des beratenden Arztes der LVA„ und

in Übereinstimmung mit dieser davon aus, die Klägerin sei

jedenfalls seit Beginn der ärztlichen Behandlung (18° Mai

1953) invalide. Für die Erfüllung der Wartezeit kämen
daher gemäss‘ä 1443 der Reichsversicherungsordnung (RVG)

a„F° allein die vor diesem Zeitpunkt entrichteten, in

den Quittungskarten Nr° 1 bis Nr° 3 enthaltenen "256

Vochenbeiträge" in Betracht° Diese ergäben jedoch, auf
' Beitragsmonate umgerechnet (5 1262 Abs„'3 RVG a„F„)‚ nur

59 Monate, reichten also zur Erfüllung der Wartezeit von
60 Beitragsmonaten nicht aus° — Die Vorschrift des 5 1444

RVO a°F„, nach der die Berciterklärung zur Nachentrichtung

von Beiträgen unter bestimmten Vora ssetzungen der tat—

sächlichen Beitragsleistung gleichsteht - was zur Folge

haben kann, dass auch Beiträge, die erst nach Eintritt

der Invalidität geleistet werden, auf die Wartezeit

..}...
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


anzurechnen sind —, sei im vorliegenden Fall schon

deswegen nicht anwendbar, weil es an einer Bereit—

erklärung im Sinne dieser Vorschrift fehle. Der Ehe—

mann der Klägerin sei zwar, wie die Beweisaufnahme

ergeben habe, noch zu einer Zeit, als die Klägerin

nicht invalide gewesen sei, nämlich einige Wochen

vor dem letzten Kartenumtausch (20° Mai 1953), auf

dem zuständigen Versichéruhgsamt erschienen, um die

alte Karte gegen eine neue einzutauschen und dabei

zugleich die später beanstendeten 22 Beitragsmarken

in die neue Karte einzukleben° Bei dieser Vorspreehe,

die im übrigen wegen des starken Publikumsandranges

nur von kurzer Dauer gewesen sei, habe er jedoch dem

diensthabenden Verwaltungssngeetellten
— durch Hoch-

halten der vollgeklebten Karte - lediglich zu erkennen

gegeben, dass er die alte Quittungskerte umtauschen

wolle° Zur Entrichtung von Beiträgen habe er sich da«

mals weder ausdrücklich noch durch schl“ssiges Verhal—

ten bereiterklärt° '

Gegen diese rechtliche Würdigung des Beweisergebnisses

richtet sich die — vom Landessozialgericht zugelassene —
Revision der Klägerin, Sie ist der Auffassung, dem Ver-
halten ihres Ehemannes vor dem Versicherungsamt sei

schlüssig zu entnehmen, dass er die alte Quittungskarte

zum Zwecke der alsbaldigen Verwendung weiterer Beitrags—

marken habe umtauschen wollen, zumal er, wie auch das

Berufungsgericht unterstelle, die später beenstandeten

-Marken damals bereits bei sich gehabt habe°

Die Revision ist nicht begründet°

Soweit die Klägerin Rente für die Zeit vor dem Inkraft—

treten des Arbeiterrentenversicherungs—Neuregelungs—

gesetzes (ArVHG) — 1. Januar 1957 — verlangt, ist ihr
Rentenanspruoh — sowohl was die Anrechnung der erst 1953

geleisteten Beiträge betrifft, als auch hinsichtlich der

Umrechnung der früheren Wochenbeiträge in Beitragsmonate

noch nach altem Recht zu beurteilen, da die Übergangs—
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vorschriften des ArVNG weder der neuen Bestimmung über

die Nachentrichtung freiwilliger Beiträge (5 1419 RVG)

noch der Neuregelung der Umrechnung von Wochenbeiträgen

(@ 1250 Abs° 2 RVG) Rückwirkung beilegen (Art. 2 55 5 ff°

ArVNG)°

Das angefochtene Urteil unterliegt zunächst insofern

keinen rechtlichen Bedenken, als es die Klägerin jeden-
falls seit dem 18. Mai 1953, dem Beginn der ärztlichen

Behandlung, für invalide hält° Da nach Eintritt der

Invalidität grundsätzlich keine freiwilligen Beiträge

mehr entrichtet werden dürfen (5 1443 RVG a,F„)‚ sind

die von der Klägerin nach dem 18° Mai 1953 geleisteten
freiwilligen Wochehbeiträge (22) unwirksam und damit

von der Anrechnung auf die Wartezeit ausgeschlossen,

sofern sie nicht ausnahmsweise auf Grund des @ 1444 RVG

e,F„ noch wirksam nschentrichtet werden konnten, Das

*
ist indessen mit dem Berufungsgericht zu verneinen°

Nach 5 1444 Abs° 1°Nr° 2 RVG a„F‚ steht der Entrichtung

der Beiträge im Sinne des 5 1443 RVG a°Fo die Bereit—
erklärung des Versicherten zur Nachentrichtung gegen—
über einer zuständigen Stelle gleich, wenn die Beiträge

demnächst in angemessener Frist nachentrichtet werden°

Eine wirksame Nachentrichtung freiwilliger Beiträge

setzt mithin voraus, dass der Versicherte sich recht—

zeitig, (1.11, vor Eintritt der Invalidität, einer zu—

ständigen Stelle gegenüber zur Naehentrichtung bereit—

erklärt hat. Welche Anforderungen im einzelnen an eine

solche Erklärung zu stellen sind, wird im Gesetz nicht

gesagt, bedarf hier auch keiner näheren Untersuchung°

Eine Bereiterklärung in diesem Sinne liegt jedenfälls

nicht vor, wenn die für die Entgegennahme der Erklärung

zuständige Stelle weder aus den Worten noch aus dem

sonstigen Verhalten des Versicherten bzw° seines Beauf—

tragten die Bereitschaft zur späteren Entri0htung der

Beiträge entnehmen kann, der Wille zur Nachentrichtung

also nicht "erkennbar in die Erscheinung getreten ist"
(EuM. Bd° 40, 219 15217), ‘
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Nach den auf Grund der Beweisaufnahme getroffenen

Feststellungen des Berufungsgerichtes hat der Ehe—

mann der Klägerin, der unbedenklich als ihr Vertreter

angesehen werden kann (vgl° auch 5 73 Abs° 2 Satz 2
des Sozialgerichtsgesetzes — SGG —), zwar noch zu einer

Zeit, als die Klägerin nicht invalide war, auf dem

nach 5 1444 RVO e„F„ zuständigen Versieherungsamt

vorgesprochen, bei dieser Gelegenheit aber keine Br—

klärungen abgegeben, aus denen der diensthabende Ver—

waltungsangestellte die Bereitschaft zu alsbaldiönr

oder späterer Beitragsentrichtung hätte entnehmen

können. Im Gegensatz zur Auffassung der Re ision

bietet auch das sonstige Verhalten des Ehemanns der

Klägerin keine Anhaltspunkte für die Annahme einer

solchen Bereiterklärung; insbesondere kann, wie das

Berufungsgericht mit Recht angenommen hat, aus dem

Hochhalten einer mit Beitragsmarken beklebten Quit—

tungskarte « inmitten eines überfüllten Amtszimmers —
allenfalls auf die Absicht zum Umtausch der Karte, dagegen

für sich allein — nicht auf den Willen zur Entriehtung von

Beiträgen geschlossen werden° Wenn die Revision insoweit

eine Berücksichtigung des Umstendes vermisst, dass der

Ehemann der Klägerin bei seinem Erscheinen auf dem Ver—

sicherungsamt Beitragsmarken zum sofortigen Einkleben

in die neu eussustellende Quittungskarte bereitgehalten

habe, so übersieht sie, dass dieser Umstand für Aussen—

stehende, namentlich den Angestellten des Versicherungs—

amts, nicht erkennbar war und deshalb keinen ”Erklärunge—

wert" besass. Hat hiernach das Berufungsgericht mit

Recht angenommen, dass eine Bereiterklärung zur Ent—

richtung der erwähnten 22 freiwilligen Wochenbeiträge

vor Eintritt der Invalidität der Klägerin nicht vor—

liegt, so müssen diese Beiträge, weil unwirksam ent—

richtet, für die Erfüllung der Wartezeit unberüeksich—

tigt bleiben.

Der Senat hat weiter erwogen, ob die Klägerin die

Wartezeit nicht auch ohne jene 22 Beiträge erfüllt
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'hat, diese Frage jedoch ebenfalls verneint. Dem Berufungs—

gerich kann freili0h darin nicht gefolgt werden, dass
die Klägerin in den von ihr vorgelegten Quittungskarten

Nr" 1 bis Nr° 3 ausschliesslich Wochenbeiträge (256)
entrichtet habe‚ Diese im Bereich der rechtlichen Würdi-

gung liegende Annahme wird durch die tatsächlichen Fest—

stellungen widerlegt, die das Berufungsgericht selbst

im Wege der Bezugnahme auf die Rentenakuen der beklagten

LVA° getroffen hat° Aus der Arbeitgeberbescheinigung in

der Quittungskarte Nr° 1 ergibt sich nämlich, dass die

Klägerin in der Zeit vom 29° Juni 1942 (dem Tage, an dem
die Zweite Lohnabzugsverordnung vom 24° April 1942 in

Kraft trat) bis zum 31‚ Dezember 1942 nicht Wochenbei—

träge in Form von Beitragsmarken entrichtet, sondern —
als versicherungspflichtig Beschäftigte — Beitragsmonate

im Sinne des 5 1262 RVG a„Fo, d‚h° Lohnabzugszeiten,

zurückgelegt hat° Für die voll mit Beitragszeiten belege

ten Monate Juli bis Dezember 1942 hätten ihr daher sechs

Beitragsmonete und für den teilweise mit Beitragszeiten

belegten Juni 1942 (29° und30° Juni) ein weiterer Bei—

tragsmonat, insgesamt also sieben Beitragsmonate ange—

rechnet werden müssen (5 1262 Abs„ 2 RVG a°F‚)° Dadurch

wird indessen für die Klägerin im Ergebnis nichts gewon—
nen, da infolge Anrechnung des Monats Juni 1942 als
Voller Beitragsmonat (@ 1262 Abs° 2 EVO aoFo) die von der
Klägerin in den ersten vier Juniwochen (1° bis 28° Juni
1942) noch in Form von Beitragsmarken entrichteten vier

Wochenbeiträge für die Erfüllung der Wartezeit ausschei-

den° Zwar schreibt @ 1262 RVO in der Fassung, die er

durch die Erste Vereinfachungsverordnung vom 17° März 1945

erhalten und bis zum Inkrafttreten des ArVNG behalten

‚hat, im Gegensatz zu der früheren Vorschrift des 5 1262
Abs° 3 BVD (Fassung des Gesetzes über den Ausbau der

Rentenversicherung vom 21„ Dezember 1937) nicht mehr vor,
dass für jede Kalenderwoche nur ein Beitrag gilt° Diese

Vorschrift erübrigte sich indessen nach der Änderung des

5 1262 RVO durch die Erste Vereinfachungsverordnung
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schon deswegen, weil fortan nicht mehr die Zahl der ent—

richteten Wodhenbriträge für die Erfüllung der Wartezeit

massgebend war, sondern die Dauer der zurückgelegten

Beitragszeiten, bei denen es, anders als bei Wochenbei—

trägen, schon begrifflich ausgeschlossen ist, dass mehrere

auf denselben Zeitabschnitt entfallen° Der Wegfall der

früheren, inswisehen überflüssig gewordenen Vorschrift des

% 1262 Abs" 3 RVO i„d,?. des Jahres 1937 bedeutete mithin

nicht die Preisgabe des Grundsatzes, dass für die Erfül-

lung der Wartezeit der Ablauf einer bestimmten, gesetz—

lich festgelegten Zeitspanne erforderlich ist, die nicht

durch mehrfache Entriehtung von Beiträgen für den gleichen

Zeitraum willkürlich verkürzt werden darf° Nur so kann

auch der mit der Wartezeit verfolgte Zweck erreicht werden,

durch Ausschaltung der schlechtesten Risiken, zu denen in

der Regel diejenigen gehören, bei denen der Versicherungs—

fall innerhalb der Wartezeit eintritt, das Wagnis der

Rentenversieherung in tragbaren Grenzen zu halten (vgl.

Verbendskomm„ zur RVG, 6° Aufl. 1958, Verb. vor 55 1245 ff.,
2a)° Im vorliegenden Fall müssen deshalb die von der Klägerin

für die ersten vier Juniwoehen des Jahres 1942 entrichteten

Wochenbeiträge unberücksichtigt bleiben, da der Monat Juni

1942 bereits nach 5 1262 Abs, 2 BVD a.F. als ein voller Bei—

tragsmonet auf die Wartezeit anzurechnen ist° Die Klägerin
hat somit, abgesehen von den unwirksamen Beiträgen der Quit—

tungskerte Nr, 4 und den auf die Zeit vom 29„ Juni bis

31, Dezember 1942 entfallenden sieben Beitragsmonaten, nur

225 Wochenbeiträge aufzuweisen, die nach 5 1262 Abs, 3 BVG

a„F„ als weitere 52 Beitragsmonate gelten. Da hiermit die

Wartezeit von 60 Beitragsmoneten nicht erfüllt wird, ist

das klagabweisende Urteil des Berufungsgerichts im Ergebnis

nicht zu bean3tenden°

Der Rentenanspruch der Klägerin ist schliesslich auch nach

dem am 10 Januar 1957 in Kraft getretenen neuen Renten—

recht nicht begründet, Die in 5 1249 RVO n.‚F° in Bezug

genommene Vorschrift des 5 1250 RVG n,F„ wonach früher

geleistete Wochenbeiträge — im Gegensatz zum bisherigen
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Recht (@ 1262 Abs, 3 RVO a„F°) — auch dann auf volle Kalen—
dermonate aufzurunden sind, wenn bei der Umrechnung in

Vereicherungszeiten ein Rest von weniger als vier Wochen—

beiträgen zurückbleibt (@ 1250 Abs„ 2 Satz 2 RVG noFo),

gilt zwar nach Art° 2 55 8, 44 ArVHG mit Rücksicht auf die
erwähnte Bezugnahme auch für den vorliegenden, bereits im

‚Jahre 1953 eingetretenen Versicherungsfall° Die neue Vor—

schrift kommt jedoch der Klägerin nicht zugute; denn die

von ihr wirksam entrichteten 225 Wochenbeiträge sind nach

5 1250 Abs„ 2 Satz 1 EVO noF. in 52 Kelendermonate umzu—
rechnen, ohne dass ein Rest von weniger als vier Wochen—

beiträgen verbleibt. Da die Klägerin ausserdem nur noch

eine Versieherungszeit von sieben Monaten - durch Abfüh—

rung von Pflichtbeiträgen im Lohnabzugsverfahren — zurück—

gelegt hat (5 1250 Abs° 3 RVO n„F„)‚ ergibt sich für sie
insgesamt eine Versicherungszeit von 59 Kalendermonaten,

die zur Erfüllung der Wartezeit nicht ausreicht (@ 1246
Abs„ 3 RVG n„F„)° Der Klägerin steht somit auch für die
Zeit nach dem 51° Dezember 1956 kein Rentenansprueh zu°

Ihre Revision ist deshalb im vollen Umfange zurückzuweisen°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG°
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